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Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen
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Beklagte_undVReVisionsbeklagte‚

2° und 5‘,‚'n-000'Q‘oooevooo.....'oc’ou‘nonc■unncoroo

Beigelade■e} '
Beklagte und Revisionsbeklagtey

weitere Beigeladené

Nr. 1 bis 147

hat der 3. Senat des Bundessoz1aléerichté auf

die mündliche Verhandlung vom_253_Februar1966,

an der mi£gewirkt.haben

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Bundesrichter 1Dr.‘L a n g k e'i t
— Vorsitzender — '

Bundesribhter : Dr. K'r e'b s
Bundesrichterin -G e‘y s e r
Bundessozialriohter K;n i e p m'e yve r'-
Bundeesozialrichter N o t‚t b cfh @,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des
Landesscziälgefichts Baden—Württemberg vom 26; Februar-
1965, soweit es die Klage gegen die Beklagte zu 1)1uf
Feststellung der Mitgliedschaft der Beigelaäenen zu 7)

bis 147) betrifft, aufgehoben. Der Rechte streit wi1ä
insoweit

zur
neueanerhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückvefwieeen. '

Soweit das Urteil
die Klage

gegen die Beklagte zu 1)

auf Feststellung der Nichtigkeit von Satzungsbestimnun—

gen der Beklagten zu 7) und die Klagen gegen die Beklage

ten zu 2) und 5) betrifft, wird die Revis ion zü1ückge—

wiesen.

_10-_‘
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Die beklagte
ErS_atzkesse (EK) hätte dureh einen vom

1

Bundesmini.ster für Arbeit (BMA) genehmigten Setzuhgs—V

nachtrag mit Wirkung vom 1. Oktober 1952 ihre 83%zung
geéndert Neben den ur3prün311ch im einzelnen

aufgezähl»

ten "Gold„ und Silbererbeitern und deren verwandten ‘
Berufsgenossen" werden nunmehr auch solche — im einzel—

nen aufgezählte —
Berufsgruppen zugelassen, die den

ursprünglich genannten "dureh Präzision oder Feinheit

der Arbeit" verwandt sind; hierzu gehören nach der
Satzung auch solche, deren Tätigkeit sich von den Grund—

berufen dieser Art' ‘infolge Technisierung oder Spezieli»
sierung oder sonstiger Wandlungen des Produktion5pro*Q

(zesses durch Aufteilung oder Abspaltung oder in anderer

Weise entwiekelt _hat und noch entnickelt". Diese Be—
„

stimmung wurde unter 55 Abs. 1 in die v0m Lendéésuf—

sichtsämt Baden—Wür»temberg genehmigte, am 1. Jul1 1954

in Kraft geäretehe«neue Satzung der Beklagten übere

'nommen.
‘

Die Beigelädenen zu Nr. ?) bis 147), die überwiegend
in der Metallindustrie tätig sind und zunächst Pflicht—
mitglieder der klegénden Allgemeinen Ortskrenkenkasse

(AOK) gewesen waren; treten Ende 1954 und im Verlaufe

des Jahres l955 der beklagten EK bei. Die bei.éeledenen

Arbeitgeber dieser versicherten (unter Nr. 1 bis 6
aufgeführt) meldeten sie an Hand der Von der beklagten

EK nach @ 518 der ReichsversicherungSOrdnung (RVG) aus"
gestell“» en Bescheinigungen bei der Klägerin eb.

1(11-„
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’Die klagende AOK ist der Meinung, mit der Änderung‘

ihrer Satzung hebe_die beklagte EK ihren Mitgliéderkreis

unzulässig erweitert‚ Sie erhob zunäCh3t nur gegen die

Beklagte zu 1) Klage mit dem Antrag festzustellen,

l° daß die beigeledene■ 147 Arbeitnehmer nicht zum
Mitgliederkreis der beklagten EK gehören‚v ‘

2. daß der'am 1. November 1952 in Kraft getretene
Satzungsnachtreg der Beklagten vom 9. Oktober 1952

und 5 5 der Satzung der Beklagten vom 1. Juli 1954

nichtig sind.

Die beklagte EK ist dagegen der Auffassung‚ daß die beige—
ladenen Arbeitnehmer zu Recht ihre Hithieder seien.l ‘

Unter Hinweis auf die 12. Verordnung zum Aufbau der Sozial—

versicherung (12° AufbauV0) vbm 24. Dezember 1935 i.V‚m.

der VO des Reichsarbeitsministers (RAM) über den Mitglieder—

kreis der Ersetzkasséh der Krankenveräibhérung (KrV) vom
26. Oktober 1938 —HitgliederkreisV0- hat sie ausgeführt,

daß für die Rechtsgültigkeit der Aufnehme 9ér genannten“

Versicherten bei einer EK allein maßgebend sei; ob diese

im Zeitpunkt der Aufnahme dem PersönenkreiS engehörteh,

der in der zu dieser Zeit aufsichtsbehördlich genehmigten '

Satzung der EK festgelegt gewesen sei; Das sei im vorlie—

genden Streitfall zu bejahen. ' '

Das Sozialgericht (SG) hat dem Feststellungsantrag zu 1}

entsprochen und die Feststellungsklege zu 2) abgewiesen
(Urteil vom 11. April 1957).

Gegen dieses Urteil haben die klegende AOK, sowéit_eie

durch die Abweisung der Klage auf ?eststellung'äer Nichtig—

keit des Satzungsnacbtrags beSchwert
war, und die beklagte

EK, soweit das SG die Nitgliedsbheft der Beigeladenen bei

ihr verneint hat, Berufung eingelegt. Vor dem Landes—
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sozialgerichb
(LSG) erhob

die
Klägerin zusätZIich

Nichoigkeit$— bzw. Ahfechtungsklage
gegen die Bundes»

republik Deutschland, vertreten durch daS Bundesver—

sicherungsamt, soweit es sich um die Genehmigung des
II. Satzungsnechtreges vom 1. November 1952 und gegen
das Land Baden-Württemberg, vertreten durch des Landes»
aufsichtsemt, soweit es sieh um die Genehmigung der
Satzung vöm 1. Juli 1954 handelte. Durch Gerichtsbe—
schluß vom gleichen Tage wurde diese Klegeänderung als

sachdienlich zugelassen. '

Das LSGhat die Berufung der Klägerin zurückgewiesen und
die Klagen gegen die Beklagten zu 2) und 3) abgewiesen,

ferner auf die Berufung der Bekiegten zu I) die Klage
in vollem Umfang abgewiesen; d1é Revision wurde zugelassen
(Urteil

vom 26. Februar 1965). ' '

Zur Begründung Seiner Entscheidung hat es im wesentli hen
ausgeführt: " “ ‘

Die Berufung der klegénden AOK sei nicht begründ_eü.

weil sie die Satzung der beklagten EK ni.cht m_it selb—

ständigen Klagen angreifen könne, diese Klä.gen else un—‘

zulässig seien. Auch die neu gegen die Bundesrepublik__

und des Land Baden—Württemberg wegen der Genehmigunge£

beseheide gerichteten Klagen se.ien unzulässig. Bei den
Beschlüssen des Selb3tvérwaltungsorgäns der bekle.gten EK

über die Sebzu.ngsänderungen und bei den Satzungsgenehmj—

gungen handele/ee _sich nicht um durch die Klägerin an—
fechtbare Verwaltungsakte, sondern um die Gestaltung
und. den Erleß von Rechtsverschriften. Ob die Genehmigung

einer Satzung durch die Aufsichtsbehörde ihrer Rechte—-
natur nach einen Verwaltungsakt Oder einen äkt der Rechts»

setzung darste Ile, sei allerdings umstritten. Gehe man
jedoch davon aus, daß die Genehmigung eine Wirksamkeits—
vorenssebzuné der_8at2ung sei, so trete klar zutage, daß

?- 157‘
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die Aufsichtsbehörde durch die Genehmigung am Zustande—

kommen der Satzung selbst mitwirke. Dritten gegenüber

stellten daher die Beschlüsse des Selbstverwaltungsorgans

und die Genehmigungendurch die Aufsichtsbehörden keine
selbständigen Rechtshendlungen dar; ihnen gegenüber liege

jeweils nur ein einheitlicher Rechtssctzun€snkt vor, bei

dem nicht ein Teil gesondert als Verwaltungsekt angefochten

werden könne. Zu dem gleichen Ergebnis käme man jedoch

auch, wenn man die Genehmigungen als Verwaltungsekte an—

sehen würde; denn die Klägerin wäre durch die Genehmigungen

als solche nieht betroffen.

)ie Berufung der beklagten EKsei begründet, weil auch
die Klage auf Feststellung der Mitgliedschaft_der beige—

ledenen Arbeitnehmer abzuweisen sei. Hierfür sei eine

der Satzungen maßgebend, wie sie'die beklagte EK in den

Jahren 1952 und 1954 beschlossen habe und wie sie vom.

BMA und vom Landesaufsichtsamt in diesen Jahren genehmigt

”orden seien. Angesichts des unveränderten Mitglieder—

kreises nach den Satzungen von 1952 und 1954 könne dahin—

stehen, welche dieser Genehmigungen infolge Unzustänäig—

keit der Genehmigun$sbehörde fehlerhaft sei. Die eufsichts—
behördlich genehmigte Satzung sei allein äefür maßgebend,

ob die beigeladenen Arbeitnehmer beitrittsberechtigt

gewesen seien. Dies folge aus der Hitgliederkreis—VO.

Hiernach könne nicht geprüft weräen‚ ob die Aufsichtsbe—

hörde bei der Genehmigung der Sätzungsänderung die eurer

% 4 Abs. 1 der 12. AufbeuV0 idF der 15. AufbeuV0 gezogenen
Grenzen über den Mitgliederkreis der Ersatzkessen beachtet
habe. Da die beigeledenen Arbeitnehmer unstreitig zum
Nitgliederkreis gehörten, wie er in den Satzungen 1952 und

1954 festgelegt werden sei, seien sie Mit31ieder der beklag—

ten EK geworden. ' ‘ ' '

; 14 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 14 _

Gegen dieees Urteil hat die
k1ägende

AOK Revision

eingelegt mit dem Antrag, ' ‘

das angefochtene Urteil aufzuheben und'

l. festzu$tellen‚ daß Vdie
beigeledenen Arbeitnehmer

nicht zum Mitgliederkréis der Beklagten zu 1)
gehören, sondern Pflichtmitglieder der Klägeri n
sind,

. V
2. festzustellen, däß der am 1. November 1952 in "

'Kraft getretene Nachtrag Zu der Satzung der

Beklagten zu l), % 5 der Satzung der Beklagten

zu 1) vom 1 Juli 1954 und ie hierzu
von den

Beklagten en 2) und 5) erteilten Genehmigungen

nichtig sind, '

hilfsweise:

die genannten Satzung3bestimmung n mit den

hierzu ertei1ten Genehmigungeneufzuheben.

Zur Begründung der ReV1elon 'hat die
k1agende EOK e.us03e—

£ührt: '

Das Berufungsgerieht habe die Bedeutung der Mitglieder—
'kreis—VO verkannt. Die Mithiederkrezäs VO habe lediglich
die Vermeidung von Härten für einzelne demale bereits

beigetretene Versicherte bezweckt.

Das LSG
hehe

auch zu Unrecht die Klage auf FestStellung

der Nichtigkeit der Satzu■gsbestimmungen bzw. die An—
fechtun83klage gegen die Aufs1eht° behörden wegen der
Sat zungsgenehmigungen eis unzulä$sigV angesehen. Diese
stellten auch ihr, der 'klagenden AOK,' gegenüber Vér„al—

tungs akte der. Das Rechtspchutzbedurfnxs sei bereits
_

in dem Augenblick gegeben,' in dem die Satzung genehmigt

und damitV gültig werde.

'Ä'15'__
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Die beklagte EK hat beantragt, die Revision der Klägerin
zurückzuweiäen. Sie hält das angefochtene Urteil zum min—
desten im Ergebnis für richtig. Soweit es sich um die

Klage auf Feststellung der Mitgliedschaft der beigéladenen«

Arbeitnehmer handele, müsse dävon
auegegengen weräen, daß

nach der Mitgliederkreis-VO allein die Von der Aufsichts—

behörde genehmigte Satzung der EK dafür maßgebend sei,

ob Versicherte zu Recht als Mitglieder dieser beigetreten

seien. Insofern habe die Nitgliederkreis»V0 der Aufsichts—

behörde eine "nicht justiziäble Beurtéilungsefmächtigung"

erteilt. ’ '

Die beklagte Bundesrepublik hat ebenfalls die Zurückweisung
der Revision beantragt.' “ » - ' „ .._

II_

Die Revision der klegenden AOK hatte nur zum Teil erfolg.

Soweit die Revision die Klage auf Feststellung der Nichtig—

keit von Setzungsbestimmungen der beklagten EK_uhd —hilfs—

weise — auf Aufhebung der Besoheide der-Aufsichtsbehörden'

über die Genehmigung der Setzungsänderungen betrifft, ist

sie unbegründet.

1.

Mit Recht haben die Vorinstanzen die anf Feststellung der}

Nichtigkeit von Satzunäsbestimmuhgen der beklagten ErSet2—
kasse gerichtete Klage als unzulässig angesehen. Dem Klagen—

system des sozielgerichtlichen Verfahrens (vgl. 55 54 ff; SGG)
ist eine Normenkontrollklage fremd, wie sie etwa des verwale
tun$sgerichtliche Verfahren_in beschränkten Umfahge kennt

(vgl. 5 #7 VWGO).
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Die Satzung der‘beklagten EK als einer Körperschaft des
öffentlichen Rechts ist autonomes Recht. Ebensowenig

wie das im Rahmen der gemeinSemen Selbstverwaltung von
Kassenärzteh und Krankenkassen geschaffene Vertrags—

recht Gegenstand einer abstrakten Normenkontrolle durch

die Gerichte der Sozialgerichtsberkeit Sein kann (vgl.

BSGUrteil v; 21. Oktober 1958 „ 6 RKa 15/55 —in 8023,
VerträgsO für Kassenzahnärzte, Allg. v. 27; ■ugust 1955,

Nr. 1 und Urteil vom 14. Juli 1965 —'6vRKa 27/61 —‚
SozR EVO 5 368 h, Nr. 2); kann die Feststellung der
Nichtigkeit'äon Satzungsbestimmungen einer EK Klageziel

sein.

Der Angriff auf die Satzung ist der klagenden AOKauch
‚

auf dem Umwegder Anfechtung des Bescheides der Auf—
sichtsbehörde verwehrt, mit dem ■iese die Änderung der

‚Satzung der beklagten EK genehmigt hät. Das hatte schon

das Reichsversicherungsamt (BVA) in feststehender

Recht3prechung angenommen. Hiernach können weder einzele

neKassenmi■glieder‚(Grundsrntsch.Nr; 1845;AN1914,515)
noch andere Krankenkassen (GrundsEntsch. Nr. 26&5;‘ "

AN 1921, 517 und Nr. 2805; AN 1924, 145) den Bescheid

der Aufsichtsbehörde über die Genehmigung der Satzungs—Ä

änderung einer Krankenkasse anfechten. Zur Begründung

ist angeführt, die Beschwerde stehe nur den unmittelbar

Beteiligten zu; als Beteiligter in diesem Sinne aber ‘

gelte nicht schon jeder, auf den der Ausgang einer Sache'

günstig oder ungünstig zurüekwirke, und insbesondere

bei Wahrnehmung öffentlicher Interessen nicht jeder An+

gehörige desjenigen Personenkréisés, auf den sich diese
Interessen bezögen, sondern nur, wer sie nach dem Gesetz

zu vertreten berechtigt sei. Die Genehmigungäer Satzun35»
änderuhg ; mit‘der dadurch möglicherweise bedingten Er—

weiterung des üitgliederkreises der Kasse, die die '

Satzungsänderungbeschlossen hat —habe keine Rechte—
Vwirkungen auf andere Kassen, deren Mitgliederkreis da—

„ 17 -
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durch "an sich berührt" werde (so besonders GrundsEntsch.

Nr. 2805; AN 1924, 145 f. in Erwiderung auf kritische
Einwände von

Hahn, Arbeiter_Versorgung l921,'415). Diese

Kassen könnten vielmehr jederzeit ohne Bindung an den
Genehmigungsbeschluß der Aufsichtsbehörde Verstöße der

Satzung gegen zwingendes Recht geltend machen; es fehle
somit am Rechtsschutzbedürfnis.

Diese Erwägungen des EVA sind im Kern auch heute noch gültig.

In der Tat muß das Rechtsschutzbedürfnis als ein entschei—

dender GesichtSpunkt sowohl für die Frage, ob eine Maßnahme

der öffentlichen Hand überhaupt als Verwaltungsskt zu wer—
ten ist (vgl. dazu BVerwG 5, 258, 262 mit weiteren Hin—
weisen), als auch für eine sachgerechte Abgrenzung des

Kreises der Beteiligten angesehen werden. Auch wenn man
davon ausgeht, daß der Genehmigungsbescheid der Aufsichts—

behörde nicht Teil des — der Selbstverwaltungskörperschaft

vorbehaltenen » Rechtssetzungsverfahrens, sondern Verwal—

tungsakt ist (vgl. dazu BVerwG 16, 85, 84 ff; Badura, Die
Öffentliche Verwaltung 1965, 561, 568 f.), berührt dieser

so verstandene Hoheitsakt der Aufsichtsbehörde unmittelbar

jedenfalls nur die Körperschaft, die die Satzung beschlos—

sen hat, d.h. im vorliegenden Fall die beklagte EK. Für die
klagende AOK hat der Genehmigun@sbescheid, wie das BVA

das Verhältnis zweier den gleichen—Mitgliederkreis bean—

spruchenden Kassen zutreffend gekennzeichnet hat (GrundsEntsch.

Nr. 2805; AN 1924, 145), keine'Rechtswirkungen. Insbesondere
ist sie nicht durch den Genehmigungsbescheid der Aufsichts—

behörde verpflichtet, die umstrittenen Mitglieder an die Er—

satzkasse abzugeben. ‘ '

Die Satzungsgenehmigung bildet nur die formelle Voraus—

setzung der Gültigkeit der Satzung, ohne ihr gleichzeitig

"allgemein bindende innere Gesetzeskraft" zu verleihen>

(RVAaaOs. 146). Deshalbkann die aufsichtsbehördliche

..18...
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Genehmigung Mängel der Satzung nicht heilen (se der

erkennende Senat in BSG 18,126,129 mit weiteren H«m
weisen). Das gilt, wie noch auszuführen ist, auch 1ür

die Genehmigung der Satzüng. einer EK, soweit sie den

Mitglieäerkrei$ festlegt. Demnach kann.d1é Pflicht—

Krankénkasse im zusammenhang mit jeder Beschwer, äie
auf einer inhaltlich mit zwingenden Recht in Widerspruch

stehenden Satzung einer EK beruht, die Nichtigkeit
dieser Satzungsbestimmungen geltend machen. Deshalb

bedarf sie nicht_der Möglichkeit, den aufsichtsbohörd—
lichen Genehmigungsbesdheid selbst enzufechten. Sie

kann aber auch umgekehrt nicht Gefahr laufen, ihres

“Rechts auf Geltendmachung von Mängeln der Satzung äer
*EK.dadureh verlustig zu gehen, daß sie Anfechtungsfristen

versäumt. . &

Demnach ist sowohl äie Klage auf Feststellung der Nichti.gw

keit von
Satzungäbest1mmungeh_ der beklagten EK als auch

d1e Klage auf Aufhebung der aufsichtsbehördlichen Ge—

nehmigungsbescheide unzulässig und die Revision _der

klagenden AOK inSoweit unbegründet. ‘

2.

Hingegen erwies sich die ReVision als
begründet soreit

sie die vom LSG ausgesProchene Abweisung der Klage auf

Feststellung betrifft_‚ äaß die beigelsäenen ■rbeitnehmer

Mitglieder der klagenden AOK sind. Das LSG hat es bei

dieser Entscheidung dabei bewenden lassen zu prüfen, ob

die beigelaäenen Arbeitnehmer zu äen Gruppen des Mit—
gliederkreises gehören, äie in den von äen‘Aufsichtsbe«
hörden 1952 und 1954 genehmigten Satzungsnachträgen

aufgeführt sind. Das genügt nicht.

M&ßgebend für_die_Begrenzung der EKn war ursprünglich

nach 5 505EVO@@(BGBl1911, 509) der am1. 1pr11‘1909

—19{r‚
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dureh die Satzung bestimmte Bezirk und Kreis der vor»
sicherungspfliehtigen Mitglieder, für den die EK zuge—
lassen werden war. Die_Regelung des @ 505 EVO aF bezweckte,

die bis dahin bestehenden eingeschriebenen Hilfskessen '

zu erhalten, ohne ihnen die Möglichkeit zu geben, ihre

Sitzung zum Nachteil der Pflichtkrenkehkassen_euf weitere

versicherungspfliohtige Mitglieder auszudehnen. "In Scho—

nung bestehender Rechtssubjekte" wurden die privilegierten

eingeschriebenen Hilfskassen in den Rahmen der Neuorgani—
sation der Reichsversicherung eingepaßt; neue Privilegien

sollten nicht mehr erteilt werden (vgl. die Begründung zum

tntwurf der RVG von 1909 S. 85).

in diesem Grundsatz hat das Gesetz über den Aufbau der

Sozialversicherung vom 5° Juli 195% (BGBl-I 577 = AN 1954,

308) im wesentlichen festgehalten. Zwar wurde in der für
dic-weitere Umgestaltung des Erset2kessenrechts maßgeben—

dcn l2. AufbauV0 vom 24. November 1955 (BGBl I l557 = AN

1956, 2)@ 505 RVGaufgehoben, doeh grenzte Art. 2 5 4 Abs„ 1
dieser VO den Mitgliederkreis weiterhin dahin ein, daß die

TK vom l° Januar 1956 an nur solche versicherungspflichtigen

oder versieherungsberechtigten Personen aufnehmen durfte,

die in dem Bezirk wohnen und dem'Nitgliederkreis angehören‚

für den die EK als solche zugelassen ist;

Naehdem das RVÄ (GE 4982, AN 1936; 209 und EuM Bd. 36, 194)

entschieden hatte‚ daß ein Mitglied einer EK kraft Ge—

setzes aus der EK äusscheidet,
wenn es infolge Berufe»

“00h5e13 nicht mehr zu dem Berufskreis gehört, für den

die Kasse nach 5 505 RVG zugelassen ist, erklärte die 15„

!ufhuuV0 vom l„ April 1957 (RGBl I 459 = AN 1937, 156) es
für ausreichend, daß die Beitrittswilligen "im Zeitpunkt

der Aufnahme" in dem Bezirk wohnen und dem Mitgliederkreis

engehören, für den die EK als solche zugelassen ist„ Baß«

gehend war also von jetzt an der Zeitpunkt der Aufnahme;

„ 20 „.
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wurde ein Versicherter rechtswirksam Nitglied‘der-EK,

so sollte er durch einen nachfolgenden Berufswechsel

die Mitgliedschaft nicht verlieren (vgl. die Begrün—
dung zur 15. AufbauV0 in AN 1957, 157).

Der Grundsatz aber? daß der Mitgliederkreis einer EK4
nicht über denjenigen hinaus erweitert werden durfte,—

für den sie ursprüngliéh (Stichtag 1 April 1909)Vzuge—

lassen werden war, wurde durch all diese Regelungen

nicht berührt Die Vorschrift des 5 503 EVO xurde nur
deshalb nicht mehr_für erforderlich gehalten, weil

neue

EKn nicht mehr zugelas$en wurden (vgl. die Begründung

zu Art. 6 5 18 der 12.—AufbauV0,11 1956-8. 6). Da @‘4
Abs„ 1 Satz 2 der 12;_Aufbauvo auf die Zulassung als
EK abstellt und diese'nach @505 Rvo wiederumgrund—
sätzlich auf den am 1; April 1909 setzungsmäßig bestimmw

tenKreis der rersicherungspfli.chtigen Mitglieder be—

schränkt war, hat diese Regelung aber '-inhaltlich ne ch

wie vor ihre Bedeutung behalten (BBG 16, 165, 169 und

IBSGv. 28. April 1964in 8023, 12. AufbauV05'4 Bl. An6
Nr.»5).

Entgegen der Annahmedes LSGhat die VO des RAMüber

denHitgliedérkreis der EKnder KrVvon 28; Oktober1958
—Hitgliederkreis%V0— (BGBl I 1519 ? AN 1958; 455) die

Beschränkung des Mitgliederkreises der EK auf ihren ur—
sprünglichén Zulassungsbereich nicht in dem Sinne ge“

lockert, daß nunmehr die Genehmigun.g der Satzungsände—

rung durch die AufSichbsbehördé die Prüfung ausschließt,

ob die Satzung die durch Art. 2 5 # Abs. 1 Satz 2 äer
12. AufbauV0 idF der 15 AufbauVO für den Mitgliedere

kreis gezogenen Schranken beachtet het. Allerdings muß

nach der Pas°ung der Mitgliederkréis-VO davon ausge—

gangen werden, daß der Verordnungsgeber der Genehmigung
der Aufsichtsbehörde die Bedeutung beilegen wollte, daß

.—_21‘—
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damit die jeweils im Zeitpunkt der Aufnahme des Ver”

s eherungßpflichtigen oder Versieherungsberechtigten

formell gültige Satzung allein zur Prüfung der Aufnahme—
berechtigung herangezogen werden dürfe und ein in der

5wtzungsänderung liegender Verstoß_ gegen die — “en sich"

nach wie vor verbindliche — Regelung über die Abgrenzung

des Mitgliederkreises (5 4 Abs. 1 Satz 2 der 12. Aufbeuvo

idF der 15‚ AufbeuV0) unbeechtlich sein solle. Diese

Annahme liegt um so näher, als die Mitgliederkreis—VO die

Rechtslage verändern sollte, wie_sie das RVA in seiner

"enige Wochen vor Erleß der Mitgliederkreis—VO ergengenen
Grundsätzlichen_Entscheidung Nr. 5240 (AN 1958, 449) in

dem Sinne zusammenfassend dargelegt hatte, daß eine gegen
die zwingenden Beschränkungen des Mitgliederkreiees

nach @ 4 Abs. 1 Satz 1 der 12. AufbauV0 getätigte Aufnahme

eines Versicherungspflichtigen Fehlversicherung derstelle

und des bei der Pflichtkrenkenkesse begründete Versiche—

3ungsverhältnis nicht beseitigen könne (vgl. Grüneweld,

Die Ortskrenkenkasse 1958, 1189, 1194 f.‚ der in diesem

Zusemmenheng darauf hinweist, daß die Hitgliederkreis—VO

"or allem Härten für die Versicherten beseitigen soll,

die im Vertrauen auf die von einer behördlichen tells

eeprüfte und genehmigte Satzung die Mitgliedschaft
— nicht

:elten verbunden mit den nach altem Recht zulässigen Zu—

sphußversicherungen — erworben haben).

Wiernach sollte die Mitgliederkreis—VO eine bedeutsame

inderung der Rechtslage bringen, die bei der Abgrenzung

des Mitgliederkreise3 von EKn den sonst gültigen Grundsatz

außer Kraft setzen sollte; daß die aufsichtsbehördliche Ge—

nehmigung—Mängel der Satzung nicht heilen kann„ Dafür fehlt

es jedoch an einer ausreichenden Ermächtigung„

Die MitgliederkreiS«V0 stützt sich auf Art; 5 Abs. 5 der
lf„ AufbeuV0, wonach der RAM zur Durchführung dieser Vererdnung
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RÄehtsyerordnun@en

und Verwaltungsbestimmungen erlassen

konnte. Von dieser ErmäChtigung hatte der RAM durch

Erlaß vom 10. April 1957
—II & 5258/57 — (abgedruckt bei

Grünewald/Kilien, Das neue Deutsche Sozialversicherungs—
recht 12. AufbeuV0 % 2 15m. 4 a und 15. AufbeuV0 „rt. 5

Anm. 2) Gebrauch gemacht und zu der wichtigen Neurege—_i

lung der 1'5.1üfbauV0(1::t( 1), daßdie EKn Körper-
schaften des öffentlichen Rechts sind, eingehende Burch»
führungsbéstimmungen erlassen. Das war — jedenfalls

unter Zugrundelegung der damals gültigen Grundsetze über
die Handhabung ven Ermächtigungen (vgl.. BSG 12,157;
18, 65, 67 i“. ) —Rechtens; denn der genannte Erlaß be—
schränkte sich auf eine Durchführung der in der 15. Auf--

bauV0 selet getroffenen Regelung. Hingegen enthält die

Mitgliederkreisevo eine für das Verordnüngsrecht zum
Aufbau des Sozialversicherungsreehts‚in der Säche selbst

völlig neue Regelung, die jedenfalls nieht mehr Durch—
führung eines in der 15. AufbauV0 enthaltenen Rechts—

satzes darstellt. Die 15. AufbauV0 hatte, wie bereits

dargelegt Zur Frage des Mitgliederkreises % 4 Abs. 1
Satz 2 der 12. Aufbeuvo nur durch die Ierte: "im Zeit»1

punkt der Aufnahme“ ergänzt, was zur
Folge hatte, daß der

spätere Berufswechsel eines zu Recht aufgenommenen Nit«

glieds für seine Mitgliedschaft unschädlich ist. Sie
Mitg1j.ederkreis —V02s611 jedoch die andere Frage regeln,

wie der Mitgliederkreis von EKn letzten Endes veroind—

lich abgegrenzt wird.

Das hat auch das LSG nicht verkennt und zutreffend
festgestellt, daß die Ermächtigung, auf die Sich die

M1tglnederkre1s—VO befuft‚ nämliCh Art. 5 Abs. 5 der

15. Aufbauvo‚ die Mitgliederkreis—VD nicht deckt. Aus—
gehend von der Erwägung. daß die unriehtige Angabe der
Rechtsgrundlage naeh damel1gem Verfassungsrecht eine

_ 25 -
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Venbrdnung nicht unwirksam machte, hat das LSGnach
einer anderen Recht8grundlage der Mit31iederkreisévo

;csucht und diese in € 4 Abs} 2 des Gesetzes über den
Aufbau der Sozialversicherung

vom 5. Juli l95# »AüfbeuGé

(BGBl I 57?) gesehen. Hiernach konnte der RAM Vorschriften

über die Zulassung
von EKn_erlesscn, Diese Frage berührt

jedoch nicht die Mitgliederkreis—VO. Überdiee Wer die
Frage der Zulassung von EKn im wesentlichen dadurch gegen—

standelos geworden, daß neue EKn nach dem 1. Januar 1956

nicht mehr zugelassen werden kennten (vgl. @@2, 38 der

12, AufbauV0). Allenfells war noch die Möglichkeit vere
blieben, beim Zusammenschluß ven EKn die übernehmendc EK
weiter zuzulassen (% 37 Abs. 1 der 12‚ AufbeuV0), und

?nsofern auch Raum für die Ermächtigung des % # Abs° 2

\ufbeuG. Demnach kann die Mitgliederkreis«V0 auch nicht

ruf % 4 Abs. 2 AufbauG gestützt werden.“

Für eine Neugestaltung des Rechts des Mit$lieäerkreiees,

*ie sie die Mitgliedérkreis»V0 enthält, kam nur die um—
fassende Ermächtigung des_Abschn. V 5 l Absg'l Satz 1
\ufbeuG in Frege° Hiernach konnte der RAM im Einvernehmen

mit dem Reichsminister des Innern und äem■Reichsminister
der Finanzen sowie mit Zustimmung der anderen Reichsminister‚

deren Geschäftsbereich berührt wurde, Rechts— und Ve neltunge—

vorschriften zur Durchführung und Ergänzung des AufbauG er—

lassen. Von dieser Ermächtigung, die sich deutlich von den

dem RAMallein erteilten Ermächtigungen ( so auch in Abschn.

v @1 Abs. 1 Satz 2 Aufbeuß) abhebt, ist in_den 17 Verord—
nungen zum Aufbau der Sozielversicherung vielfach Gebrauch

gemacht werden,
u‚e„ in der 12. und 15, AufbauV0; In diesen

Fällen ist in den Verordnungen Selbst zum Aueäruck gebracht
werden, mit welchen Reichsministern das nach Abschn. V 541

übe° 1 Satz 1 AufbauG erforderliche Einvernehmen hergestellt

10rden war' Nur eine solche vom Einvernehmen der beteiligten—

Reichsminister getragene Verordnung hätte auch nach der da»

maligen Staatsrechtsprexis, die jedenfalls die Mitwirkungs—

.»24—
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rechte von Reichsministern am
Rechtssetzungsverfehren'

und die darin zuvausdruok kommende Machtverteilung
streng beächtete, die im Einvernehmen der beteiligten

Reichsminister durch die 12. und 15. AufbeuV0 geschaffene

Rechtslage beim Mitgliederkreis
von EKn ändern können.

Daß das erforderliche Einvernehmen bei Erlaß der Mitglie»

derkreiswvo nicht hergestellt werden ist —_und nicht

etwa in der MitgliederkreiséV0 versehentlich nur nicht.

zum Ausdruck gebra0ht werden ist —, zeigt die ausdrück—

liche Inbezugnahme des Art. 5 Abs. 5 der 15. Aufbeuvo,‘

der für die durch ihn gedeckten Maßnahmendes RAMdas
Einvernehmen der beteiligten Reichsminister gerade nicht

notwendig machte.

Im übrigen wäre sehr fraglich, ob die Mitgliederkreis—VO‚

,
auch wenn sie als rechtmäßig zustande gekommen anzusehen 1

“wäre, vor der "verfassungsgesteltenden Gründentsbhoidunß"

(vgl. Hans J. Wolff‚ Gedächtnisschr. f. u. Jellinek,

S. 47 ff.) des Art. 19 Abs. 4 Grundgesetz (GG) bestehen

könnte‚ durch die das Prinzip der Geweltenteilung zu

einer besonderen Art der justizförmigen Geweltenkontrolle

überhöht wird (Neunz/Dürig, GGArt. 19 Abs. 4, Randz. 1).
Außer Streit steht, daß der MitgliederkreiS von EKn nach.

wie vor durch 5 4 Abs. 1 der 12. AüfbeuV0 idF der 15.

AufbauV0 begrenzt ist und daß in9besondere die Beschrän—

>kung besteht, daß nur solche Personen aufgenommen werden

dürfen,_die dem Mitgliederkreis angehören. für den die

EK als solche zugelassen ist. Die Frege, ob die Änderung

der Satzung einer Eanur eine — zulässige — Anpassung der

Bestimmung des Mitgliederkreises en die wirtschaftliche

oder gesellschaftliche EntWicklung oder eine —unzulässige

Erweiterung des Mitgliederkreises darstellt, ist häufig

ebenso schwierig wie für die beteiligten Versidherungs—

träger und Versicherten von einschneidender Bedeutung.,

Würde nun die Beurteilung, ob des_eine oder das andere‘
vorliegt, allein.der Aufsichtsbehörde unüberprüfbar dureh

„ g5_„
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Gerichte überlassen — dieses Ziel verfölgt die Mitglieder—
kreis—VO —‚ so läge darin eine "nicht jus tiziable Beur—.
teilung$ermächtiguhg"‚_wie die beklagte EK selb3t zutreffend

.den Zweck der Mitgliederkreis—VO gekennzeichnet hat. Eine

solche Beschränkung der gerichtlichcn—Rechtskontrolle mag
«in gewissen Grenzen dort « etwa bei PrüfungsentScheidungen‚

pädagogischen Wertungen und beentenreohtlichen'Beurtei—

lungen (vgl. BVerwG 8, 272; 11, 159) — hingenommen werden

könne_n,wo offensichtlj.che Grenzen des menschlichen Er—
kenntnisvermögens es

ausschließen, daß die Ents-eheidung

völlig objektivierbar wird.

Bei der Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Satzungsände—

rungen von EKn sind zwar auch wértende Beurteilungen uner—

läßlich. Diese sind aber auf ihre Grundlagen und Ausgangs—
gesichtspunkte—hin voll überprüfbar. So wichtig die Tat—

sache der Genehmigungeiner Sätzungsänderung durch die
'Aufsichtsbehörde als Indiz für deren Rechtmäßigkeit ist
und so sehr dieser Umstand es in Grénzfällén erleichtert,
die in der Satzungsgenehmigung zum Ausdruck gekommene’Ausé

lcgung als verbindlich gelten zu lassen, so kann auf der

anderen Seite nicht ausgeschlossen werden, daß die Ent—

scheidungder Aufsichtsbehördegreifbaré Rechts?erstöße
enthält° Es wäre mit der in Art. 19 Abs. 4 GG zum.$us—

druck gebrachten Grundentscheidung unvereinbar‚ wenn die

\uslegung zwingenden Rechts durch die Aufsichtsbehörde

der gerichtlichen Rechtskontrolle nicht Zugänglich wäre.

Demnach werden inhaltliche Mängel der Satzung einer EK durch

die Genehmigung der Aufsicht$behörde auch dann nicht ge—
heilt, wenn es sich um die Abgrenzung des Mitgliederkreises

handelt Diese Genehmigung hat auch nicht zur Folge, daß

Versicherte, die im Vertrauen auf die aufsichtsbehördlich

genehmigte Satzung der-EK beitreten, trotz Nichtigkeit der

'=_26—"
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ihre Mitgliedschaft be$ründende■ Satzungsbe—

stimmung Mitglieder der EK werden (so LSG
Nordrhein—Westfalen, Urteil v; 18. November 1965 —
L 16 Kr 80/52 LANH «). Zwar war das Motiv der ‘

Mitgliederkreis—VO‚ empfindliche Härten für die
3@£$i8beräea zu beßeiäigea, die im Värtreaen auf”

die von einer behördlichen Stelle geprüfte und ‘
genehmigte Satzung die Mitgliedsehef■ erworben

haben (Grünewald‚ Die Ortskrenkenkesée 1958,
11895 1195). Doch war dazu » wie bereits darge—

legt —äie Mitgliederkreis—VOin der Form, wie
sie erlassen wurde, ein untaugliches Mittel. Sie

sollte ausschließen, daß die jeweils im Zeitpunkt
der_Aufnehme des Versicherung3pflichtigen oder
VerSicherungsberechtigten geltende Satzung‚ 30«
fern sie nur eufsichtsbehördlich genehmigt ist,

‘im Streitfalle um FehlVersicherungen auf inhält—

liche Mängel nachgeprüft werden kann„ Hätte nun
eine gegen zwingendes Recht verstoßende und deshalb
nichtige Satzungsbestimmung immerhin die Wirkung,.

daß die im Vertrauen auf den Réchtsscheinjbeige—
tretenen Versieherten Mitglieder der EK würden,

so trä$® auf einem Umweg doch das ein, was die
Regelung über die Abgrenzung des Mitgliederkreises

der EKn verhüten will: eine unzulässige und — was

in diesem auf Besitzstandswahrung absüellenden
Zusammenhauggleichermaßen wichtig ist —

für die
betroffenen Pflichtkrenkenkaseen unengreifbaré
Erweiterung dee Mitgliederkreises, Vielmehr isü

mit dem BVA (GrundsEnt30h‚ Nr. 5240; AN 1958, 449,
451) daran ieetzuhalten, daß nicht einmal ein for»
males Versiehejungsverhältnis bei der EK begründet

wird, wenn ein Versicherter auf Grund einer im
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Widerspruch mit dem Gesetz stehenden Satzungsbestimmung

der EK beitritt.

Demnach hängt die Frage, ob die beigeladenen Arbeitnehmer

Mitglieder der beklagten EK geworden sind, nicht nur davon
ab, ob sie nach der im Zéitpunkt ihres Beitritts bestehen—

'den Satzung, wie sie von der Aufsichtsbehörde genehmigt
orden

war,
beitrittsberechtigt

waren. Es muß auch geprüft

erden, ob diese Satzung die durch 5 4 Abs. 1 der 12. AufbauV0'
idF_der li, AufbauV0 gezogenen Grenzen über den Mitglieder-

hreis der EK beachtet hat. Insofern mußte das angefochtene

Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit zu neuer Verhandlung

und Entscheidung an das LSG zurückverwieseh werden.

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil überlassen;
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